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Drucksache IV/489 


Mündlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
zur dritten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Umdruck 27, Drucksachen IV/92, IV/193 — 

und den Entschließungsantag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP zur dritten Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Umdruck 37, Drucksachen IV/92, IV/193 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Süsterhenn 
Abgeordneter Berkhan 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. diejenigen Wehrpflichtigen, die bisher nicht zur Ableistung 
des Grundwehrdienstes einberufen werden konnten, in grö- 
ßerer Zahl zum verkürzten Grundwehrdienst oder zur Aus- 
bildung im Sanitätsdienst heranzuziehen; 

2. diejenigen Wehrpflichtigen, für die eine Verwendung bei der 
Bundeswehr nicht vorgesehen ist, im Rahmen einer zivilen 
Dienstpflicht für den Bedarf der zivilen Landesverteidigung 
heranzuziehen und die dafür erforderlichen Gesetzentwürfe 
bis zum 1. Oktober 1962 dem Bundestag vorzulegen; 
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3. sicherzustellen, daß die Ausbildung bei der Polizei, dem 
Bundesgrenzschutz oder für einen der in Nr. 2 genannten 
Zwecke nicht durch nachträgliche Heranziehung zu einer an- 
deren Verteidigungsleistung überflüssig wird; 

4. bei den von der Ubergangsregelung der 2. Wehrpflicht- 
novelle betroffenen Wehrpflichtigen einen Verlust der Aus- 
bildungszeit nach Möglichkeit abzuwenden; 

5. durch Fortführung der Verhandlungen mit der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister und den Hochschulen sicher- 
zustellen, daß für diejenigen Wehrpflichtigen, die den ver- 
längerten Grundwehrdienst ableisten, 

a) Maßnahmen getroffen werden, die eine unnötige Ver- 
zögerung des Studienbeginns verhindern, 

b) die Anrechnung von sachdienlichen Ausbildungen bei 
der Bundeswehr auf erforderliche Praktikantenzeiten er- 
folgt. 


Bonn, den 14. Juni 1962 

Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Dr. Süsterhenn Berkhan 

Vorsitzender Berichterstatter 
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